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In eigener Sache 

Einladung zur Mitgliederversammlung im Septem-
ber 
Der Flüchtlingsrat NRW lädt alle Interessierten und 
in der Flüchtlingsarbeit Engagierten zur Mitglieder-
versammlung am Donnerstag, den 21.09.2023, von 
13:30 – 18:00  Uhr im Stadtteilzentrum Q1, Halbach-
straße 1, 44793 Bochum, ein. Die Einladung mit der 
Tagesordnung findet sich in Kürze auf der Website 
des Flüchtlingsrats NRW. 
 
Ehrenamtskongress NRW des Flüchtlingsrats NRW 
im Oktober 
Unter dem Motto „Wir zeigen Haltung! – Gemein-
sam für die Rechte von Schutzsuchenden“ lädt der 
Flüchtlingsrat NRW am 07.10.2023 von 10:00 – 16:30 
Uhr zum Ehrenamtskongress NRW in die Auslandsge-
sellschaft Dortmund ein. Neben fachlichen Inputbei-
trägen soll es auf dem Kongress die Möglichkeit zum 
Austauschen und Vernetzen geben. Im Rahmen ver-
schiedener Workshops werden zentrale Fragen des 
freiwilligen Engagements, sowohl unter dem Ge-
sichtspunkt der strukturellen Arbeit von Initiativen 
als auch im Hinblick auf den Umgang mit konkreten 
Themen und Herausforderungen diskutiert. Anmel-
dungen sind bis zum 29.09.2023 unter ehren-
amt2@frnrw.de möglich. Weitere Informationen fin-
den sich in der Einladung. 
 
Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
September 2023 
Im September bietet der Flüchtlingsrat NRW wieder 
verschiedene Online-Veranstaltungen an. Für fol-
gende Veranstaltungen werden bereits Anmeldun-
gen entgegengenommen: 
 
Online-Austausch: „Angebote für geflüchtete 
Frauen“, 11.09.2023, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-AG: „Umgang mit Ausländerbehörden“, 
Dienstag, 12.09.2023, 17:30 – 19:00 Uhr  
 
Online-Austausch: „Abschiebungen“, Mittwoch, 
20.09.2023, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Seminar: „Flüchtlingspolitik praktisch“, Diens-
tag, 26.09.2023, 17:00 – 18:30 Uhr 
 

Online-Kurzschulung: „Inhaltliche Argumentation ge-
gen Vorurteile über Flüchtlinge“, Mittwoch, 
27.09.2023, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Austausch: „Begegnungen schaffen“, Don-
nerstag, 28.09.2023, 17:30 – 19:00 Uhr 
 
Detaillierte Beschreibungen der Online-Veranstal-
tungen können der Website des Flüchtlingsrats 
NRW entnommen werden. 
 
Flüchtlingsrat NRW fordert: Keine Abschiebungen 
in den Irak 
Mit Pressemitteilung vom 25.08.2023 kritisiert der 
Flüchtlingsrat NRW die verstärkten Abschiebungsbe-
mühungen der Ausländerbehörden NRWs in den 
Irak. Von der Landesregierung fordert der Flücht-
lingsrat eine Erklärung für diese Entwicklung, die auf-
grund der durch Menschrechtsorganisationen bestä-
tigten im Wesentlichen unveränderten Lage im Irak 
nicht nachvollziehbar ist. Der seit 2007 in NRW be-
stehende weitgehende Abschiebungsstopp für den 
Irak, findet, wie erst vor Kurzem bekannt geworden 
ist, laut einem Erlass vom 07.05.2021 des Ministeri-
ums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 
keine Anwendung mehr. Bis zum jetzigen Zeitpunkt 
wurde von der dadurch geschaffenen grundsätzli-
chen Möglichkeit der Abschiebung allerdings kein 
Gebrauch gemacht. Für Birgit Naujoks, Geschäftsfüh-
rerin des Flüchtlingsrats NRW, wirkt der plötzliche 
Umschwung „wie ein opportunistischer Kahlschlag, 
mit dem man sich dieser Menschen bei der ersten 
Gelegenheit entledigen will“.  Sie fordert von den 
Ausländerbehörden, ihre verbleibenden Kapazitäten 
für eine Prüfung der Bleibemöglichkeiten der ausrei-
sepflichtigen Irakerinnen zu nuten. Naujoks übt zu-
dem Kritik an der Landesregierung, da diese weder 
über den Erlass aus Mai 2021 informiert noch auf ak-
tuelle Änderungen der Abschiebungsmöglichkeiten 
hingewiesen bzw. sie zu unterbinden versucht hat: 
„Diese Intransparenz setzt Betroffene unter enormen 
Druck. Sie leiden stark unter der Angst vor einer un-
freiwilligen Rückkehr in den für seine Menschen-
rechtsverletzungen berüchtigten Staat. Abschiebun-
gen in den Irak sind umgehend zu stoppen!“.  
 
 
 

https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/seite-3.html?cHash=03e577c33ae5f2cbbf0a017a7c8d6a09
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aktionen/EA-Kongress_FRNRW_Einladung_20231007.pdf
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen.html
https://www.frnrw.de/top/keine-abschiebungen-in-den-irak.html
https://www.frnrw.de/top/rueckfuehrungen-in-den-irak.html
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Flüchtlingsrat NRW fordert Bildungschancen für alle  
Zum Beginn des neuen Schuljahrs in NRW am 
07.08.2023 hat der Flüchtlingsrat NRW im Rahmen 
einer Pressemitteilung vom 04.08.2023, die auch in 
einem Artikel auf www.bo-alternativ.de vom 
05.08.2023 aufgegriffen wird, gleiche Bildungschan-
cen für alle Kinder gefordert. Der Flüchtlingsrat NRW 
kritisiert, dass schutzsuchende Kinder in ihrem Zu-
gang zu Bildung systematisch diskriminiert werden. 
In den Aufnahmeeinrichtungen des Landes steht Kin-
der nur ein sogenanntes „schulnahes Bildungsange-
bot“ zur Verfügung, welches keinen Ersatz für einen 
regulären Schulbesuch darstellt. Aufgrund fehlender 
Schulplätze ist selbst nach Zuweisung in die Kom-
mune ein Besuch der Regelschule oft nur nach lan-
gen Wartezeiten möglich. Zudem werden die Bil-
dungschancen auch durch die Regelungen im Asylbe-
werberleistungsgesetz (AsylbLG) eingeschränkt, da 
die darin vorgesehenen Leistungen häufig nicht aus-
reichen, um alle notwendigen Schulmaterialien und 
eventuell benötigte zusätzliche Unterstützung, wie 
Nachhilfestunden, zu bezahlen. „CDU und Grüne ha-
ben in ihrem Koalitionsvertrag „Chancengerechtig-
keit für Menschen mit Einwanderungsgeschichte“ als 
Ziel gesetzt. Damit das kein leeres Versprechen 
bleibt, muss die Landesregierung die Sozialämter an-
weisen, bildungsbezogene Leistungen umfassend zu 
gewähren. Darüber hinaus erwarten wir von der Lan-
desregierung, dass sie sich gegenüber dem Bund für 
die Abschaffung des AsylbLG einsetzt. Echte Teilhabe 

und Chancengerechtigkeit kann es unter diesem dis-
kriminierenden Sondergesetz niemals geben!“, for-
derte Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des Flücht-
lingsrats NRW. 

Flüchtlingsrat NRW plädiert für Streichung der 
Wohnsitzzuweisung 
Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats 
NRW, hat sich im Rahmen eines Artikels der WAZ 
vom 10.08.2023 dafür ausgesprochen, die Wohnsitz-
regelung abzuschaffen, die Schutzberechtigte dazu 
verpflichtet, ihren Wohnsitz für bis zu drei Jahre in 
dem für das Asylverfahren zuständigen Bundesland 
bzw. in NRW in einer bestimmten Kommune zu neh-
men. Laut Naujoks führt diese Regelung oft zu lan-
gen Aufenthaltszeiten in Gemeinschaftsunterkünf-
ten, obwohl Betroffene „woanders günstiger Wohn-
raum finden könnten“. 
 
Dokumentation der Fachveranstaltung „Situation 
und Perspektiven von Rom*nja aus dem westlichen 
Balkan in Nordrhein-Westfalen“ des Flüchtlingsrats 
NRW 
Der Flüchtlingsrat NRW hat im Rahmen einer Fach-
veranstaltung am 19.06.2023 die Situation und Per-
spektiven von Romnja aus dem westlichen Balkan in 
NRW thematisiert. Die Vorträge zur „Situation von 
Rom*nja mit Aufenthaltsgestattung und Duldung in 
NRW“ und zum Kölner Projekt „Bleibeperspektiven“ 
können nun auf der Website des Flüchtlingsrats 
NRW abgerufen werden. 

 Aus aktuellem Anlass 

Diskussionsentwürfe des BMI zur Änderung des 
Aufenthalts- und Asylgesetzes  
Das Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(BMI) hat am 02.08.2023 Diskussionsentwürfe für 
Gesetze zur „Verbesserung der Rückführung“ und zu 
„Datenübermittlungsvorschriften im Ausländer- 
und Sozialrecht“ vorgelegt, in denen laut Entwurfs-
begründung die Beschlüsse des Flüchtlingsgipfels 
vom 10.05.2023 umgesetzt werden und welche als 
Grundlage für weitere Erörterungen im Zuge von Ge-
setzgebungsverfahren dienen sollen. In Ersterem 
sind insgesamt zwölf gesetzliche Maßnahmen zur 
Anpassung der bisherigen Regelungen zu Abschie-
bungsmaßnahmen vorgesehen. So soll die Höchst-
dauer des Ausreisegewahrsams von bisher 10 auf 28 
Tage verlängert werden. Behörden sollen zudem zu-

künftig die Möglichkeit haben, zu Abschiebungszwe-
cken auch andere Räumlichkeiten als das Zimmer ei-
nes ausreispflichtigen Flüchtlings in einer Gemein-
schaftsunterkunft zu betreten. Durch die Neurege-
lung würde die Zuständigkeit für richterliche Anord-
nungen für Durchsuchungen bei Abschiebungen 
grundsätzlich der ordentlichen Gerichtsbarkeit zuge-
wiesen. Den Ländern bliebe aber über eine Öff-
nungsklausel die Möglichkeit, abweichend die Zu-
ständigkeit für entsprechende Anordnungen der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit zuzuweisen. Widerspruch 
und Klage gegen Einreise- und Aufenthaltsverbote 
sollen keine aufschiebende Wirkung mehr haben. 
Auch Wohnsitzauflagen und räumliche Beschränkun-
gen sollen künftig sofort vollziehbar sein. Für das 
frühzeitige Auslesen von Mobiltelefonen zur Identi-

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20230804_PM_Bildungschancen.pdf
https://www.bo-alternativ.de/2023/08/05/fluechtlingsrat-nrw-fordert-gleiche-bildungschancen-fuer-alle/
http://www.bo-alternativ.de/
https://www.waz.de/region/rhein-und-ruhr/so-koennte-das-asylsystem-der-zukunft-aussehen-zehn-ideen-id239150777.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/rueckblick-fachveranstaltung-situation-und-perspektiven-von-romnja-aus-dem-westlichen-balkan-in-nordrhein-westfalen-am-19062023.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/rueckblick-fachveranstaltung-situation-und-perspektiven-von-romnja-aus-dem-westlichen-balkan-in-nordrhein-westfalen-am-19062023.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Veranstaltungen/20230619_Vortrag_Dieckmann_Fachtag_Romnja_FR_NRW.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Veranstaltungen/20230619_Vortrag_Dieckmann_Fachtag_Romnja_FR_NRW.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Veranstaltungen/20230619_Vortrag_Dieckmann_Fachtag_Romnja_FR_NRW.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Veranstaltungen/20230619_Vortrag_ROM_e_V_FRNRW_Fachveranstaltung_Romnja.pdf
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/nachrichten/2023/08/DE-gesetz-verbesserung-rueckfuehrung.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/nachrichten/2023/08/DE-anpassung-datenuebervorschriften-ausr.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/nachrichten/2023/08/DE-anpassung-datenuebervorschriften-ausr.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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tätsklärung einer Person sind gesetzliche Anpassun-
gen vorgesehen, die sich aus einer Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts ergeben haben. Des 
Weiteren ist dem Diskussionsentwurf zu entnehmen, 
dass „zur Entlastung der Ausländerbehörden“ künf-
tig u.a. die Aufenthaltserlaubnisse für subsidiär 
Schutzberechtigte mit einer Gültigkeitsdauer von 
drei Jahren statt einem Jahr erteilt werden sollen. 
Mit den Vorschlägen im Diskussionsentwurf zur An-
passung von Datenübermittlungsvorschriften im 
Ausländer- und Sozialrecht soll ein verbesserter Da-
tenaustausch über das Ausländerzentralregister 
(AZR) ermöglicht werden. Im AZR sollen in Zukunft 
Angaben dazu erfasst werden, ob Betroffene exis-
tenzsichernde Leistungen erhalten, welche Behörde 
für die Gewährung zuständig ist und über welchen 
Zeitraum die Leistungen erteilt werden. Das Netz-
werk Berlin hilft hat in einem Artikel vom 04.08.2023 
eine Übersicht zu den wesentlichen geplanten Ände-
rungen im AufenthG und AsylG erstellt. Im ersten 
Teil einer Podcast Folge des Netzwerks Berlin hilft 
vom 14.08.2023 äußert sich Rechtsanwalt Peter 
Fahlbusch zum Diskussionsentwurf des BMI. Am 
16.08.2023 ist der zweite Teil dieser Podcast Folge 
erschienen, in dem Rechtsanwalt Matthias Lehnert 
über die im Diskussionsentwurf zur Anpassung von 
Datenübermittlungsvorschriften vorgesehenen Än-
derungen zur Auslesung von Handydaten spricht. 

Auch der SWR hat im Rahmen der Sendung „Die Jus-
tizreporter*innen“ vom 10.08.2023 einen Beitrag zu 
den geplanten Verschärfungen im AufenthG erstellt. 
Pro Asyl hat in einer Pressemitteilung vom 
04.08.2023 die Pläne des BMI kritisiert und sich mit 
der Forderung an Innenministerin Nancy Faeser ge-
wandt, sich in der Migrationspolitik von populisti-
schen Forderungen zu distanzieren und den Rechts-
staat zu stärken. Die Organisation kritisiert die Ver-
schärfungen zur Abschiebungshaft und zum Ausrei-
segewahrsam. Schon jetzt seien nach statistischer 
Auswertung eigener Mandate des Rechtanwalts Pe-
ter Fahlbusch etwa 50 Prozent der Abschiebungs-
haftfälle gerichtlich festgestellt rechtswidrig. Zudem 
bestünden gegen den Ausreisegewahrsam verfas-
sungs- und europarechtliche Bedenken.  
Eine Rechtfertigung der geplanten Verschärfungen 
mit einem vermeintlichen Abschiebungsdefizit aus-
reisepflichtiger Ausländerinnen, welches zur Belas-
tung von Kommunen bei der Unterbringung führe, 
sei laut Pro Asyl hinfällig. Die Zahl der Ende 2022 im 
AZR registrierten 300.000 Ausreisepflichtigen gebe 
kein Bild der realen Lage wieder. Laut Tareq Alaows, 
flüchtlingspolitischer Sprecher von Pro Asyl, könnte 
beispielsweise eine großzügige Anwendung des 
Chancen-Aufenthaltsrechts die Zahl der Ausreise-
pflichtigen deutlich verringern. 

 Europa 

Aktuelles zur Seenotrettung  
Am 23.08.2023 berichtete die Tagesschau, dass so-
wohl die „Open Arms“ der gleichnamigen spanischen 
NGO als auch die „Sea-Eye 4“ des deutschen Vereins 
Sea-Eye vorerst für 20 Tage in italienischen Häfen 
festgesetzt worden seien. Nach eigenen Angaben 
müsse Sea-Eye ein Bußgeld in Höhe von 3.333 Euro, 
Open Arms eine Strafe von 10.000 Euro zahlen. 
Diese Maßnahmen seien auf Grundlage eines im Mai 
2023 von der italienischen Regierung verabschiede-
ten Gesetzes zur privaten Seenotrettung durgesetzt 
worden, welches vorsehe, dass ein Rettungsschiff 
pro Fahrt nur einen Rettungseinsatz durchführen 
dürfe und einen von den italienischen Behörden zu-
gewiesenen Hafen ansteuern müsse. Beide Schiffe 
hätten innerhalb einer Fahrt bei mehreren Einsätzen 
Schutzsuchende aus Seenot befreit. Auch die „Au-
rora“ von Sea-Watch sei am 21.08.2023 nach der 
Rettung von 72 Menschen durch die italienischen 

Behörden auf Lampedusa festgesetzt worden, da 
sich die Besatzung geweigert habe, in den ihr von 
den italienischen Behörden zugewiesenen weitent-
fernten Hafen von Trapani einzulaufen. Laut Sea-
Watch werde auch in diesem Fall eine Geldbuße ver-
langt, die zwischen 2.500 Euro und 10.000 Euro lie-
gen könne. 
Die Organisation Alarm Phone hat in einer ausführli-
chen Analyse vom 31.07.2023 die Entwicklungen 
und Ereignisse im zentralen Mittelmeer im Zeitraum 
von Januar bis Ende Juni 2023 zusammengetragen. 
Dabei werden die Situation in Tunesien, vor der itali-
enischen Küste, „Push-Backs“ durch maltesische Be-
hörden sowie Migrationsbewegungen von Ägypten 
nach Libyen genauer betrachtet. Alarm Phone wurde 
zwischen Anfang Januar und Ende Juni 2023 auf 539 
Boote in Seenot im zentralen Mittelmeer aufmerk-
sam gemacht. Laut der Organisation ist bis Ende 

https://berlin-hilft.com/2023/08/04/diskussionsentwurf-bmi-deutliche-asylrechtsverschaerfungen/
https://open.spotify.com/episode/06w1MlnJVD2B6O8cJYckXN?si=oN8EauGvT1ecznHBU7_K3w&nd=1
https://open.spotify.com/episode/7hyoDKvHu5wA1Jd1B10khn?si=kVoe1IktS_ygmBQy6Ewd1w&nd=1
https://www.ardaudiothek.de/episode/die-justizreporter-innen/abschiebungshaft-kritik-an-den-plaenen-von-nancy-faeser/swr/94678152/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/abschiebungen-pro-asyl-fordert-die-bundesregierung-auf-die-grundrechte-zu-schuetzen/
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/flucht-mittelmeer-italien-schiffe-festgesetzt-100.html
https://alarmphone.org/en/2023/07/31/continuous-landings-increasing-violence-and-deaths-at-sea/?post_type_release_type=post
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2023 mit einer neuen Rekordzahl an Fällen zu rech-
nen, die den bisherigen Rekord von 673 Booten im 
Jahr 2022 übertreffen werde. 
Im Rahmen einer Studie mit dem Titel „Search-and-
rescue in the Central Mediterranean Route does not 
induce migration: Predictive modeling to answer 
causal queries in migration research.”, die am 
03.08.2023 in der Fachzeitschrift Scientific Reports 
veröffentlicht wurde, untersuchen die Autorinnen 
die These, dass Such- und Rettungsaktionen unter 
staatlicher und privater Leitung die „irreguläre Mig-
ration“ und damit die Zahl der Todesopfer unter 
Migrantinnen fördern würden („Pull-Faktor“). Bei 
der Untersuchung wurde sich auf die zentrale Mittel-
meerroute konzentriert und basierend auf drei Inter-
ventionsperioden – (1) staatlich geführtes Mare 
Nostrum, (2) privat geführte Such- und Rettungsakti-
onen und (3) koordinierte Pushbacks durch die liby-
sche Küstenwache –  die Behauptung des „Pull-Fak-
tors“ überprüft. Die Ergebnisse, die mithilfe eines 
Modellierungsansatzes generiert wurden, zeigen, 
dass Such- und Rettungseinsätze, obwohl sie mit ei-
ner relativ niedrigen Sterblichkeitsrate und einer ho-
hen Anzahl von Ankünften zusammenfallen würden, 
kein Treiber „irregulärer Migration“ seien. Vielmehr 
seien sie als Reaktion auf eine erhöhte Anzahl an 
Überfahrten zu verstehen. „Irreguläre Migration“ 

ließe sich weitaus besser durch sich verschlechtern-
den Wirtschafts- und Umweltbedingungen, Kon-
flikte, Gewalt und politische Verfolgung, erklären. 
Für den Zeitraum, in dem in Zusammenarbeit mit der 
EU koordinierte Pushbacks durch die libysche Küs-
tenwache durchgeführt wurden, ließe sich ein leich-
ter Rückgang der Zahl der Überfahrten finden. Die 
Autorinnen merken jedoch an, dass es in diesem 
Zuge zu einer erheblichen Verschlechterung der 
Menschenrechtssituation von Migrantinnen in Li-
byen gekommen sei. 
Wie das Migazin am 14.08.2023 berichtete, seien bei 
einem Bootsunglück in der Nacht zum 12.08.2023 im 
Ärmelkanal unweit der nordfranzösischen Stadt Ca-
lais sechs Menschen bei dem Versuch, von Frank-
reich nach Großbritannien zu gelangen, ums Leben 
gekommen, weitere würden vermisst. Mehr als 50 
Menschen seien von französischen und britischen 
Einsatzkräften gerettet worden. Nach Angaben der 
französischen Staatsanwaltschaft handele es sich bei 
allen Schutzsuchenden um afghanische Staatsbürge-
rinnen. Laut einem Artikel der BBC vom 26.08.2023 
sind von Anfang des Jahres bis zum 24.08.2023 ins-
gesamt 19.382 Menschen über den Seeweg nach 
Großbritannien gelangt, im gesamten Vorjahr seien 
es 45.755 Personen gewesen.  

 

Deutschland 

Stellungnahmen zum Gesetzentwurf zur Einstufung 
Georgiens und der Republik Moldau als „sichere 
Herkunftsstaaten“  
Der Flüchtlingsrat Berlin berichtete am 23.08.2023, 
dass das Bundesministerium des Innern und für Hei-
mat (BMI) den zivilgesellschaftlichen Verbänden und 
Ländern eine Frist von lediglich 43 Stunden einge-
räumt habe, um zum Entwurf eines Gesetzes zur Be-
stimmung Georgiens und der Republik Moldau zu 
„sicheren Herkunftsstaaten“ fachlich Stellung zu 
nehmen. Pro Asyl führt in einer entsprechenden 
Stellungnahme vom 25.08.2023 aus, dass der Ent-
wurf verfassungswidrig sei. Unter anderem sei die 
für die geplante Einstufung notwendige Sicherheit 
im ganzen Land weder in Georgien noch in Moldau 
gegeben, da es in beiden Ländern abtrünnige Regio-
nen gebe, die von Russland kontrolliert würden. Zu-
dem werde im Gesetzentwurf nicht auf die Gefahr 
des zunehmenden russischen Einflusses eingegan-
gen. Auch die geänderte geopolitische Gefahrenlage 
seit dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine 

werde nicht berücksichtigt. Außerdem würden 
jüngste Rückschritte bezüglich Demokratie und 
Rechtsstaat in Georgien keine Beachtung finden. So 
werde in Georgien beispielsweise die LSBTIQ-Com-
munity stark unter Druck gesetzt und von staatlicher 
Seite nicht vor gewaltsamen Übergriffen geschützt. 
In Moldau würden Romnja stark marginalisiert und 
diskriminiert, was eine kumulative Verfolgung dar-
stellen könnte. Daher fordert Pro Asyl das BMI auf, 
den Gesetzesentwurf zurückzuziehen. Auch der Les-
ben und Schwulen Verband Deutschland (LSVD) hat 
im Rahmen einer Stellungnahme vom 25.08.2023 
seine grundsätzliche Ablehnung des vorgelegten Ent-
wurfs dargelegt. In beiden Ländern seien lesbische, 
schwule, bisexuelle, trans*, intergeschlechtliche und 
queere Personen (LSBTIQ) Verfolgung ausgesetzt. So 
habe in Georgien massive Gewalt gegen LSBTIQ-Per-
sonen wie beispielsweise bei der Pride-Parade in 
Tiflis im Sommer 2023 seit Jahren System. Der Staat 
setze sich nicht für den Schutz Betroffener ein, viel-

https://www.nature.com/articles/s41598-023-38119-4
https://www.migazin.de/2023/08/14/grossbritannien-druck-mehrere-gefluechtete-unglueck/
https://www.bbc.com/news/uk-53699511
https://fluechtlingsrat-berlin.de/news_termine/23-08-2023-bmi-legt-gesetzentwurf-vor-um-moldau-und-georgien-zu-sicheren-herkunftsstaaten-zu-erklaeren/
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/refe_geo_md.pdf
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/PRO-ASYL_Stellungnahme-sichere-HKL_Georgien_Moldau_25.08.2023.pdf
https://www.lsvd.de/media/doc/10085/2023-08-25_stellungnahme_sichere_herkunftsstaaten.pdf
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mehr seien gewaltsame Gegenproteste durch die Re-
gierungspartei und Regierungsmitglieder in den Sozi-
alen Medien befeuert worden. Auch eine Einstufung 
der Republik Moldau als sicher sei ausgeschlossen, 
da der Staat keine Kontrolle über die faktisch von 
Russland kontrollierte Provinz Transnistrien habe, 
und daher nicht von einer Sicherheit vor Verfolgung 
in allen Landesteilen ausgegangen werden könne.  
 
Pro Asyl zum Staatsangehörigkeitsgesetz  
Anlässlich des am 23.08.2023 im Kabinett beschlos-
senen Gesetzentwurfs begrüßt Pro Asyl in einer 
Pressemitteilung vom gleichen Tag die Modernisie-
rung des Staatsangehörigkeitsgesetzes, kritisiert je-
doch Verschärfungen und verpasste Chancen für 
weitere Verbesserungen, die laut der Organisation 
der geplanten „Einbürgerungsoffensive“ im Wege 

stehen werden. Problematisch seien insbesondere 
die verschärften Anforderungen an die Lebensunter-
haltssicherung, durch die Personen, die nicht in Voll-
zeit arbeiten könnten, wie Alleinerziehende, Men-
schen in Ausbildung und Behinderte, von einem Ein-
bürgerungsanspruch ausgeschlossen würden. Durch 
ein Festhalten an der Passbeschaffungspflicht auch 
für Flüchtlinge für die Einbürgerung würden zudem 
Staatsbürgerinnen aus autokratischen Staaten, wie 
z.B. Syrien, gezwungen, in die Botschaft des Verfol-
gungsstaates zu gehen. In einer Stellungnahme zum 
Gesetzentwurf aus Juni 2023 hatte Pro Asyl ein alter-
natives Vorgehen in diesen Fällen aufgezeigt. In ei-
nem Artikel vom 23.08.2023 beleuchtet Pro Asyl die 
Verbesserungen und Hürden des Gesetzentwurfs im 
Detail. 

 

Nordrhein-Westfalen 

6-Stufen-Plan der Landesregierung zur Stabilisie-
rung des Landesaufnahmesystems  
Wie der Website des Ministeriums für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen (MKJFGFI) zu ent-
nehmen ist, hat die nordrhein-westfälische Landes-
regierung zur Entlastung von Land und Kommunen 
bei der Flüchtlingsaufnahme einen Sechs-Punkte-
Plan zur Stabilisierung des Landesaufnahmesystems 
erarbeitet. Demnach sollen Schutzsuchende, die in 
Landesunterkünften untergebracht sind, zukünftig 
unabhängig vom Einrichtungstyp eins zu eins (d.h. zu 
100 %) auf die Aufnahmeverpflichtung der Kommu-
nen angerechnet werden. Dadurch sollen für die 
Kommunen stärkere Anreize zum Aufbau von Lan-
deseinrichtungen gesetzt und gleichzeitig eine hö-
here Akzeptanz der Bürgerinnen vor Ort erzielt wer-
den. Zusätzlich sollen durch ein erweitertes Kommu-
nikationskonzept die Kommunen und die Bürgerin-
nen vor Ort verstärkt eingebunden werden. Dies 
solle geschehen, indem u.a. Mediatorinnen einge-
setzt werden, „um die Debatte versachlicht zu füh-

ren und gleichzeitig Fragen und Sorgen der Anwoh-
nenden zu berücksichtigen“. Auch sei geplant Ehren-
amtsstrukturen stärker einzubinden, um so den per-
sönlichen Kontakt zwischen Bürgerschaft und Be-
wohnerinnen der Unterkünfte „zu fördern/unter-
stützen und bei Konflikten zu vermitteln“. Die Be-
zirksregierungen sollen zudem stärker bei der Ak-
quise von Flächen und Gebäuden zur Schaffung von 
Flüchtlingsunterkünften unterstützt werden. Es sei 
auch vorgesehen das Belegungsmanagement in den 
bestehenden Aufnahmeeinrichtungen zu verbessern. 
Dazu würden die Bezirksregierungen in Zukunft 
durch einen Stab im Ministerium bei der Suche nach 
individuellen Lösungen für durch Sperrungen (z.B. 
durch Wasserschäden) bedingte Kapazitätsein-
schränkungen der Unterkünfte unterstützt werden. 
Außerdem sollen durch das MKJFGFI aufbereitete 
Daten zur Zugangslage in die Landeseinrichtungen 
zur Verfügung gestellt werden, auf deren Basis 
Schlüsse für die zeitlich nachgelagerte Zugangslage 
ins kommunale Aufnahmesystem gezogen werden 
könnten. 

Rechtsprechung und Erlasse 

VG Hannover: keine Überstellung vulnerabler Per-
sonen nach Frankreich  
Das Verwaltungsgericht (VG) Hannover hat mit Urteil 
(Az.: 15 A 3773/23) vom 25.07.2023 entschieden, 
dass in Frankreich systemische Schwachstellen im 

Asylverfahren und bei den Aufnahmebedingungen 
bestehen, so dass vulnerablen Dublin-Rückkehrerin-
nen die Gefahr unmenschlicher oder entwürdigen-
der Behandlung im Sinne des Art. 4 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union (GRC) droht. 

https://www.proasyl.de/pressemitteilung/historische-moeglichkeit-eines-wirklichen-richtungswechsels-verpasst/
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Stellungnahme-StAGModG.pdf
https://www.proasyl.de/news/licht-und-schatten-bei-der-reform-des-staatsangehoerigkeitsrechts/
https://www.mkjfgfi.nrw/sechs-punkte-plan-zur-stabilisierung-des-landesaufnahmesystems
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Irak/VG_Hannover_-_15_A_3773-23_-_Urteil_-_Frankreich_-_systemische_Ma__ngel_fu__r_Vulnerable.pdf
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Kläger im vorliegenden Fall war ein 2023 in Deutsch-
land geborener irakischer Staatsangehöriger. Da die 
französischen Behörden nach einem Dublin III-VO 
gestützten Aufnahmegesuch Deutschlands ihre Zu-
ständigkeit für die alleinerziehende Mutter des Klä-
gers erklärten, lehnte das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge den Asylantrag des Klägers ab und 
ordnete dessen Abschiebung nach Frankreich an. 
Das VG Hannover stellte klar, dass Frankreich gem. 
Art. 20 Abs. 3 Dublin III-VO zwar grundsätzlich für die 
Durchführung des Asylverfahrens des Klägers zustän-
dig sei, die Zuständigkeit jedoch aus verfahrensbezo-
genen Gründen auf Deutschland übergegangen sei. 
Das VG begründet seine Entscheidung damit, dass 
bei dem Kläger aufgrund seiner Minderjährigkeit 
eine Vulnerabilität bestehe und ihm in Frankreich so-
wohl in dem Zeitraum zwischen seiner Abschiebung 
und der förmlichen Asylantragstellung wie auch nach 
dem Abschluss seines Asylverfahrens eine un-
menschliche und erniedrigende Behandlung im Sinne 
des Art. 4 GRC drohe. Das VG führt aus, dass laut 
aida, Country Report: France, 2021 Update, S. 105 ff. 
die regulären Plätze zur Unterbringung von Asylsu-
chenden in Frankreich in den vergangenen Jahren 
fortlaufend nicht ausreichten und viele Dublin-Rück-
kehrerinnen von Obdachlosigkeit betroffen seien. So 
seien 2021 schätzungsweise 70.000 Asylsuchende, 
das wären etwa 41 %, in Frankreich nicht unterge-
bracht worden. Dementsprechend drohe auch dem 
Kläger und seiner Mutter das Risiko einer möglichen 
Obdachlosigkeit in Frankreich.  
 
LSG Niedersachsen: Ablehnung medizinischer Leis-
tungen bei minderjährigen Asylantragstellerinnen 
nur mit besonderer Begründung  
Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bre-
men hat am 20.06.2023 im Rahmen eines Eilverfah-
rens (Az.: L 8 AY 16/23 B ER) entschieden, dass es ei-
ner besonderen Rechtfertigung bedarf, wenn eine 
Behörde bei einer minderjährigen Asylbewerberin 
die Kostenübernahme für medizinisch erforderliche 
Behandlungen mit der Begründung verweigern 
möchte, dass diese nicht zur Sicherung der Gesund-
heit unerlässlich sind. Antragsteller im vorliegenden 

Fall war ein minderjähriger georgischer Staatsbürger, 
der seit der Geburt an einer chronisch-progressiv 
verlaufenden Erkrankung leidet, deren Folgen u.a. 
Kleinwuchs und schwere Knochenwachstumsstörun-
gen sind, wodurch der Betroffene auf einen Rollstuhl 
angewiesen ist und dauerhaft unter starken Schmer-
zen leidet. Die Asylanträge von ihm und seinen El-
tern, die mit ihm 2022 nach Deutschland einreisten, 
hatte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
abgelehnt, die dagegen gerichtete Klage ist noch an-
hängig. Für eine durch untersuchende Ärztinnen und 
das Gesundheitsamt empfohlene chirurgische Ope-
ration des Antragstellers, durch die voraussichtlich 
dauerhaft eine wesentliche Besserung seines Ge-
sundheitszustandes eintreten würde, hatte der zu-
ständige Landkreis die Übernahme der Kosten mit 
der Begründung ablehnt, dass die Operation ange-
sichts des aufgrund bestehender Ausreisepflicht des 
Antragstellers absehbar nur vorübergehenden Auf-
enthalts in Deutschland nicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 
AsylbLG zur Sicherung der Gesundheit unerlässlich 
oder zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kin-
dern geboten sei. Das LSG Niedersachsen-Bremen 
hat mit seinem Beschluss die Entscheidung des Sozi-
algerichts (SG) Braunschweig (Az.: L 8 AY 19/22) be-
stätigt, durch die der Landkreis im Wege der einst-
weiligen Anordnung verpflichtet worden ist, die Kos-
ten für die geplante Operation zu übernehmen. Ins-
besondere bei Kindern muss im Rahmen des Grund-
rechts auf Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums und unter Berücksichtigung der 
UN-Kinderrechtskonvention besonders gerechtfer-
tigt werden, wenn eine nach den hiesigen Lebens-
verhältnissen medizinisch erforderliche Behand-
lungsmaßnahme als nicht zur Sicherung der Gesund-
heit unerlässlich abgelehnt werden soll. Das LSG 
führt aus, dass das SG unter Berücksichtigung dieser 
Maßgaben die Unerlässlichkeit der operativen Maß-
nahme i.S. des § 6 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 AsylbLG auf-
grund der grundrechtlichen Relevanz der Behand-
lung und der Folgen einer Leistungsablehnung für 
den Antragsteller in diesem Einzelfall zutreffend be-
wertet hat.

Zahlen und Statistik 

Asylgeschäftsstatistik des BAMF für Juli 2023 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat am 07.08.2023 die Asylgeschäftsstatistik 
für den Juli 2023 veröffentlicht. Im letzten Monat 

wurden insgesamt 25.186 Asylanträge gestellt, da-
von 23.674 Erstanträge und 1.512 Folgeanträge. Die 
Zahl der Asylerstanträge stieg damit im Vergleich 
zum Vormonat Juni um 2,1 % und im Vergleich zum 

https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/31750.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/31750.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/AsylinZahlen/aktuelle-zahlen-juli-2023.html
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Vorjahresmonat um 79,3 % an. Hauptherkunftslän-
der waren Syrien mit 7.566 Erstanträgen (+6,8 % im 
Vergleich zum Vormonat und +96,1 % im Vergleich 
zum Vorjahresmonat), die Türkei mit 3.791 Erstan-
trägen (Vormonat: +8,1 %, Vorjahresmonat: +176,5 
%) und Afghanistan mit 3.750 Erstanträgen (Vormo-
nat: +1,0 %, Vorjahresmonat: +97,6 %). Insgesamt 
hat das BAMF im Juli über die Asylanträge von 
22.786 Personen (Vormonat: 25.233; Vorjahresmo-
nat: 20.933) entschieden. Von Januar bis Juli 2023 
nahm das BAMF insgesamt 188.967 Asylanträge 
(175.272 Erstanträge; 13.695 Folgeanträge) entge-
gen. Die (unbereinigte) Gesamtschutzquote für alle 
Herkunftsländer lag in diesem Zeitraum bei 51,7 %. 
Für Syrien lag die Schutzquote im bisherigen Be-
richtsjahr bei 84,4 %, für Afghanistan bei 75,7 % und 
für die Türkei bei 15,0 %.  
 
August-Newsletter des MKJFGFI zu Entwicklungen 
im Bereich Flucht 
Das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleich-
stellung, Flucht und Integration des Landes Nord-
rhein-Westfalen (MKJFGFI) hat am 17.08.2023 sei-
nen monatlichen Newsletter zu den Entwicklungen 
im Bereich Flucht in NRW veröffentlicht. Demnach 
sind bis Ende Juli 2023 insgesamt 36.350 Asylerstan-
träge in NRW gestellt worden. Insgesamt 5.552 Per-
sonen sind im Juli über das EASY-Verfahren auf NRW 
verteilt worden. Im Juli sind 4.224 (Tagesschnitt: 
136) und im August bis zum 14.08.2023 2.240 (Ta-
gesschnitt: 160) Zugänge in die Landeserstaufnah-
meeinrichtung registriert worden. Die Auslastung 
der Erstaufnahmeeinrichtungen betrug zum 
15.08.2023 98 % und die der Zentralen Unterbrin-
gungseinrichtungen einschließlich Notunterkünfte 87 
%. Insgesamt stehen in Landesaufnahmeeinrichtun-
gen zum Stand 15.08.2023 30.780 aktive Plätze zur 
Verfügung. 
 
Kleine Anfrage: weibliche Asylantragstellerinnen 
und Anerkennung geschlechtsspezifischer Verfol-
gung 
Einer Antwort der Bundesregierung (Drucksache: 
20/8032) vom 15.08.2023 auf eine Kleine Anfrage 
Abgeordneter der Linken sind Informationen zur An-
erkennung geschlechtsspezifischer Verfolgungs-
gründe zu entnehmen. 2021 stellten insgesamt 
69.515 weibliche Flüchtlinge einen Asylantrag in 
Deutschland, davon 37.286 Minderjährige und 
32.229 Volljährige. Das Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge (BAMF) hat im Jahr 2021 über die Asylan-
träge von insgesamt 53.603 weiblichen Antragstel-
lenden entschieden. Im gleichen Jahr wurden insge-
samt 1.379 weibliche Personen wegen geschlechts-
spezifischer Verfolgung beim BAMF als Flüchtlinge 
anerkannt, darunter 204 aufgrund von staatlicher 
Verfolgung, 1.065 aufgrund von nichtstaatlicher Ver-
folgung, bei 110 erfolgte keine Prüfung bzw. diese 
fielen unter die Kategorie „Sonstige“. Bei den 15.224 
weiblichen Asylsuchenden, die im Jahr 2021 nach 
der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt wurden, 
belief sich der Anteil geschlechtsspezifischer Verfol-
gung auf 9,1 %. 2022 wurden 78.759 Antragstellerin-
nen registriert, davon 39.127 Minderjährige und 
39.632 Volljährige. Das BAMF hat 2022 insgesamt 
über 85.349 Asylanträge weiblicher Flüchtlinge ent-
schieden. 2.800 Anerkennungen erfolgten aufgrund 
von geschlechtsspezifischer Verfolgung (staatliche 
Verfolgung: 741; nichtstaatliche Verfolgung: 1.926; 
keine Prüfung erfolgt/Sonstige: 133). 2022 lag der 
Anteil geschlechtsspezifischer Verfolgung für die 
18.512 Anerkennungen nach der Genfer Flüchtlings-
konvention bei 15,1 %. Bis Juni 2023 wurden 46.672 
Asylanträge von weiblichen Schutzsuchenden ge-
stellt, davon 20.557 von Minderjährigen und 26.115 
von Volljährigen. Von Januar bis Juni 2023 entschied 
das BAMF über 40.294 Asylanträge weiblicher 
Schutzsuchender. Vom 01.01.2023 bis zum 
30.06.2023 erhielten 2.286 weibliche Schutzsu-
chende eine Anerkennung als Flüchtling wegen ge-
schlechtsspezifischer Verfolgung (staatliche Verfol-
gung: 1.184; nichtstaatliche Verfolgung: 1.011; keine 
Prüfung erfolgt/Sonstige: 91). Von 10.019 weiblichen 
Asylsuchenden, die in diesem Zeitraum nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt wurden, er-
hielten 22,8 % diese Anerkennung aufgrund von ge-
schlechtsspezifischer Verfolgung. In der Antwort sind 
die Angaben weiter differenziert aufgeschlüsselt.  
 
Zahlen zum Familiennachzug aus Afghanistan  
Einer Antwort des Auswärtigen Amtes (AA) vom 
06.07.2023 auf eine Anfrage nach dem Informations-
freiheitsgesetz, die auf der Website FragDenStaat 
veröffentlich wurde, sind Informationen zum Famili-
ennachzug aus Afghanistan zu entnehmen. Zum 
Stichtag 29.06.2023 sind insgesamt 10.253 Termine 
für die Beantragung eines Visums zum Zweck des Fa-
miliennachzugs von afghanischen Staatsangehörigen 
registriert gewesen, davon 3.660 in der Botschaft in 
Islamabad, 6.587 in Teheran, und sechs Registrierun-
gen ohne Angabe zum Ort der Ausstellung. Davon 

https://www.mkjfgfi.nrw/system/files/media/document/file/2023-08-newsletter-des-mkjfgfi-nrw-entwicklungen-im-bereich-flucht.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/080/2008032.pdf
https://fragdenstaat.de/anfrage/familiennachzug-afghanistan-seit-2015/821888/anhang/2023-07-06-vom-aa_geschwaerzt.pdf
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wollten 4.016 Menschen ein Visum zum Zweck des 
Familiennachzugs zu einem subsidiär schutzberech-
tigten Familienmitglied beantragen. Einer Tabelle im 
Anhang des Schreibens kann zudem die Anzahl der 
an afghanische Staatsangehörige erteilten Visa zum 
Zweck des Familiennachzugs seit 2018 aufgeschlüs-
selt nach der Rechtsgrundlage für die Visumsertei-
lung entnommen werden. Eine Erklärung der dort 
aufgeführten Kategorien findet sich in einem Ant-
wortschreiben des AA vom 27.07.2023 auf eine ent-
sprechende Bitte um Klärung, die ebenfalls über 
FragDenStaat veröffentlicht wurde. 
 
Kleine Anfrage zu Abschiebungen und Ausreisen im 
ersten Halbjahr 2023  
Die Bundesregierung hat sich in ihrer Antwort 
(Drucksache: 20/8046) vom 17.08.2023 auf eine 
Kleine Anfrage Abgeordneter der Linken zu Abschie-
bungen und Ausreisen im ersten Halbjahr 2023 geäu-
ßert. Der Antwort lässt sich entnehmen, dass von Ja-
nuar bis Juni 2023 7.861 Menschen abgeschoben 
worden sind, damit ca. 27 % mehr als im Vorjahres-
zeitraum. Unter den Betroffenen haben sich 1.664 
Frauen und 1.375 Minderjährige befunden. Dabei 
fanden die meisten Abschiebungen in die Länder Ös-
terreich (739), Georgien (680), Nordmazedonien 
(655), Albanien (504), Moldau (464) und Serbien 
(423) statt. 6.346 Personen sind auf dem Luftweg ab-
geschoben worden, 1.499 auf dem Landweg und 16 
auf dem Seeweg. In Zuständigkeit der Bundesländer 
erfolgten die meisten Abschiebungen im ersten 
Halbjahr 2023 aus NRW (1.770), gefolgt von Bayern 
(1.137), Baden-Württemberg (927), Hessen (700), 
Berlin (631) und Niedersachsen (615). Zudem kam es 
von Januar bis Juni 2023 zu insgesamt 2.473 Über-
stellungen im Rahmen der Dublin-Verordnung, die 
meisten davon erfolgten nach Österreich (823), 
Frankreich (270), Spanien (254) und Polen (218). Zu-
sätzlich wurden 2.186 Zurückschiebungen vollzogen. 
 
Kleine Anfrage zu Protesten gegen und Übergriffe 
auf Flüchtlingsunterkünfte im zweiten Quartal 2023 
Die Bundesregierung hat in einer Antwort (Drucksa-
che: 20/7902) vom 27.07.2023 auf eine Kleine An-
frage der Linken über Proteste gegen und Übergriffe 
auf Flüchtlingsunterkünfte im zweiten Quartal 2023 
informiert. Der Bundesregierung liegen für das 
zweite Quartal 2023 mit Stand 14.07.2023 Erkennt-
nisse zu insgesamt 32 politisch motivierten Strafta-
ten vor, bei denen die Flüchtlingsunterkunft selbst 

Tatort oder direktes Angriffsziel war. Von diesen ent-
fallen 29 auf den Phänomenbereich PMK (Politisch 
motivierter Kriminalität) rechts, eine auf den Phäno-
menbereich PMK sonstige Zuordnung und zwei De-
likte auf den Phänomenbereich PMK ausländische 
Ideologie (laut Bundeskriminalamt: Straftaten, bei 
denen in Würdigung der Umstände der Tat und/oder 
der Einstellung der Täterin Anhaltspunkte dafür vor-
liegen, dass eine aus dem Ausland stammende nicht-
religiöse Ideologie entscheidend für die Tatbegehung 
war, insbesondere wenn sie darauf gerichtet ist, Ver-
hältnisse und Entwicklungen im In- und Ausland zu 

beeinflussen). Für das erste und zweite Quartal 2023 
liegen der Bundesregierung zum gleichen Stichtag 
Erkenntnisse zu insgesamt 80 solcher Straftaten vor 
(74 PMK rechts, 3 PMK sonstige Zuordnung, 1 PMK 
religiöse Ideologie, 2 PMK ausländische Ideologie). 
Insgesamt wurden im zweiten Quartal 2023 (Stand 
14.07.2023) 238 Straftaten gegen Asylbewerberin-
nen/Flüchtlinge außerhalb der Unterkünfte gezählt. 
Von diesen entfallen 196 auf den Phänomenbereich 
PMK rechts, 18 auf den Phänomenbereich PMK sons-
tige Zuordnung, 17 auf den Phänomenbereich PMK 
ausländische Ideologie und sieben auf den Phäno-
menbereich PMK religiöse Ideologie. Für das erste 
Halbjahr 2023 (Stand 14.07.2023) wurden insgesamt 
704 Straftaten gegen Asylbewerberinnen/Flüchtlinge 
außerhalb von Unterkünften registriert (600 PMK 
rechts, 51 PMK sonstige Zuordnung, 43 PMK auslän-
dische Ideologie, 10 PMK religiöse Ideologie). Außer-
dem wurde im ersten Quartal (Stand 14.07.2023) 
eine Straftat im Kontext „Ausländer-/Asylthematik“ 
registriert, die sich gegen ehrenamtliche bzw. freiwil-
lige Helferinnen richtete. Diese entfällt auf den Phä-
nomenbereich PMK sonstige Zuordnung. Für das 
erste und zweite Quartal 2023 liegen der Bundesre-
gierung Erkenntnisse zu fünf Straftaten im Kontext 
„Ausländer-/Asylthematik“ vor, die sich gegen eh-
renamtliche bzw. freiwillige Helfer richten (3 PKM 
rechts, 1 PMK sonstige Zuordnung, 1 PMK ausländi-
sche Ideologie). Zum Angriffsziel „Hilfsorganisation“ 
liegen der Bundesregierung Erkenntnisse zu einer 
Straftat aus dem ersten Quartal 2023 vor. Diese ent-
fällt auf den Phänomenbereich PMK rechts. 
 
 

 

https://fragdenstaat.de/anfrage/familiennachzug-afghanistan-seit-2015/#nachricht-821888
https://fragdenstaat.de/anfrage/familiennachzug-afghanistan-seit-2015/#nachricht-821888
https://dserver.bundestag.de/btd/20/080/2008046.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/079/2007902.pdf
https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Deliktsbereiche/PMK/pmk_node.html
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Materialien 

Lagebericht Afghanistan  
FragDenStaat hat einen Bericht des Auswärtigen 
Amtes über die asyl- und abschiebungsrelevante 
Lage in Afghanistan (Stand: Juni 2023) veröffent-
licht. In fünf Kapiteln werden Informationen zur 
allgemeinen Lage, asylrelevante Tatsachen, Men-
schenrechtslage, Rückkehrfragen und sonstige Er-
kenntnisse über asyl- und abschiebungsrechtlich 
relevante Vorgänge dargestellt.  
 
Broschüre zur Beratung von Schutzsuchenden 
Der Informationsverbund Asyl und Migration hat 
am 24.08.2023 die Broschüre „Beratung von 
Schutzsuchenden“ (Stand: Juli 2023) veröffent-
licht, in der die rechtlichen Neuerungen, die sich 
zum Jahreswechsel 2022/2023 im Bereich des 
Asylverfahrens ergeben haben, erläutert werden 
und auf wichtige Themen der Beratungspraxis ein-
gegangen wird. Unter anderem wird auf die Ände-
rung der rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Asylverfahrensberatung, Ziele und Instrumente 
der Neufassung des Asylgesetzes und auf die Iden-
tifizierung besonderer Schutzbedarfe eingegan-
gen.  
 
Studie zu Perspektiven von Kindern und Jugendli-
chen in Unterkünften für geflüchtete Menschen 
Unicef Deutschland und das Deutsche Institut für 
Menschenrechte (DIMR) haben eine Studie „Das 
ist nicht das Leben“ (Stand: August 2023) veröf-
fentlicht, in der die Lebensbedingungen von Kin-
dern und Jugendlichen in Flüchtlingsunterkünften 
in Deutschland beleuchtet werden. Mittels quali-
tativer Befragungen von Kindern und Jugendlichen 
im Alter zwischen sechs und 17 Jahren an vier 
Standorten in Nord-, Süd-, West- und Ostdeutsch-
land wurden Einblicke in deren Lebenswirklichkeit 
gewonnen. Aus den Schilderungen der Kinder, die 
im Kontrast zu ihren Rechten stehen würden, lei-
ten die Organisationen Empfehlungen an Bund, 
Länder und Kommunen ab. 
 
Bericht zur Entwicklung der Arbeitsmarktintegra-
tion von Flüchtlingen  
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung IAB hat einen Kurzbericht (Stand: 
27.07.2023) zur Entwicklung der Arbeitsmarktin-
tegration von Flüchtlingen veröffentlicht. Unter 

Verwendung statistischer Hochrechnungsverfah-
ren seien repräsentative Aussagen für Schutzsu-
chende, die vom 01.01.2013 bis zum 30.06.2019 
nach Deutschland zugezogen sind, möglich. 
Dem Bericht ist u.a. zu entnehmen, dass sich die 
Erwerbstätigkeitsquote Schutzsuchender im ers-
ten Jahr nach Ankunft in Deutschland auf sieben % 
beläuft, sechs Jahre nach dem Zuzug bei 54 % liegt 
und im Folgejahr weiter auf 62 % ansteigt. Ein er-
hebliches Gefälle habe sich in mehreren Dimensi-
onen der Arbeitsmarktintegration zulasten der 
Frauen gezeigt, dies resultiere u.a. aus der von 
ihnen geleisteten Sorgearbeit, insbesondere wenn 
Kindern unter drei Jahren im Haushalt leben. Wei-
teren Einfluss würden zudem getätigte Sprach- 
und Bildungsinvestitionen, die Inanspruchnahme 
von Beratungsangeboten sowie die Berufserfah-
rung und (Aus-)Bildung im Herkunftsland haben.  
 
Studie zu Berufschancen von Flüchtlingen mit 
Wohnsitzauflage  
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) hat in seinem Wochenbericht 30/31 / 2023 
eine Studie „Lokaler Arbeitsmarkt beeinflusst die 
Berufschancen von Geflüchteten“ veröffentlicht, 
in der die Chancen von Flüchtlingen mit Wohn-
sitzauflage, eine Anstellung in dem im Herkunfts-
land zuletzt ausgeübten Beruf zu finden, unter-
sucht wurden. Die Ergebnisse würden zeigen, dass 
bei niedriger lokaler Arbeitslosigkeit sowohl die 
generellen Erwerbschancen als auch die Chancen 
auf eine Wiederbeschäftigung in dem vorherigen 
Beruf höher seien. Auch ein vor Ort hoher Auslän-
derinnenanteil in den Zielberufen der Flüchtlinge 
erleichtere, eine Anstellung in den zuvor ausgeüb-
ten Berufen zu finden. Dies deute darauf hin, dass 
Flüchtlinge davon profitieren würden, wenn Ar-
beitgeberinnen bereits Erfahrung mit der Einstel-
lung von Personen mit ausländischen Abschlüssen 
und insbesondere ausländischer Berufserfahrung 
gesammelt hätten. Eine Verteilung von Flüchtlin-
gen mit Berufserfahrung sollten daher unter Be-
rücksichtigung der lokalen und beruflichen Ar-
beitsmarktlage erfolgen.  
 
Factsheet zu Staatenlosen in Deutschland  
Der Mediendienst Integration hat am 11.08.2023 
einen Übersichtsartikel zu Staatenlosen in 

https://fragdenstaat.de/dokumente/239069-lagebericht-afghanistan-2023/
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/2023_7-8_beratung_von_schutzsuchenden_web.pdf
https://www.unicef.de/_cae/resource/blob/338350/ed7975659d3bfe3247f9afecb4264e09/download-das-ist-nicht-das-leben--data.pdf
https://doku.iab.de/kurzber/2023/kb2023-13.pdf
https://www.diw.de/de/diw_01.c.878400.de/publikationen/wochenberichte/2023_30_1/lokaler_arbeitsmarkt_beeinflusst_die_berufschancen_von_gefluechteten.html
https://mediendienst-integration.de/artikel/staatenlose-in-deutschland.html
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Deutschland verfasst, in dem dargestellt wird, wa-
rum Menschen staatenlos sind und welche Rechte 
sie in Deutschland haben. Laut Ausländerzentral-
register (AZR) würden aktuell ca. 124.500 Perso-
nen ohne Staatsangehörigkeit eines Landes in 
Deutschland leben, davon seien 37 Prozent min-
derjährig. Ca. 37.500 der Staatenlosen in Deutsch-
land seien in Syrien geboren und mehr als 6.300 
im Libanon (Stand: Ende Februar 2023). Dabei 
handele es sich vor allem um Kurdinnen und Pa-
lästinenserinnen, die zwischen 2014 und 2016 
nach Deutschland flohen. Dem Dossier „Staaten-
lose“ (Stand: August 2023) des Mediendienst In-
tegration, welches die Grundlage für den Über-
sichtsartikel bildet, sind detailliertere Informatio-
nen zum Thema zu entnehmen. Zudem werden 
auch in einem Beitrag der Sendung Buten un Bin-
nen vom 06.08.2023 Schwierigkeiten staatenloser 
Menschen in Deutschland thematisiert. 
 
Übersicht zu Maßnahmen zum Chancenaufent-
haltsrecht  
Die Hochschule Fulda hat eine interaktive 
Deutschlandkarte mit einem Überblick zu lokalen 
Maßnahmen zur Umsetzung des Chancenaufent-
haltsrechts veröffentlicht. Mithilfe von Markern 
werden Kurzbeschreibungen zu den Maßnahmen 
verschiedener Akteurinnen dargestellt. Diese 
Sammlung lokaler Praktiken soll einer besseren 
Umsetzung des Chancenaufenthaltsrechts für 
Kommunen und zivilgesellschaftliche Akteurinnen 
dienen. 
 
Handreichung zum Beschwerdeverfahren beim 
UN-Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte (DIMR) 
hat am 20.07.2023 eine Handreichung (Stand: Juli 
2023) veröffentlicht, in der das Individualbe-
schwerdeverfahren auf Grundlage des am 
20.07.2023 in Kraft getretenen Fakultativproto-
kolls zum Internationalen Pakt über wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt) 
erläutert wird. Bei Verstößen gegen die Rechte, 
die im UN-Sozialpakt garantiert werden, können 
sich Einzelpersonen und zivilgesellschaftliche Ak-
teurinnen an den UN-Ausschuss für wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte wenden. In der 

Handreichung wird ein Überblick zum Verfahren 
und dessen Wirkweise gegeben. Das DIMR führt 
aus, dass die Vertragsstaaten zwar an die Empfeh-
lungen des Ausschusses gebunden sind, die Ver-
pflichtung jedoch nicht mit einem rechtlich ver-
bindlichen Urteil eines Gerichts und dessen Voll-
streckungsmöglichkeiten vergleichbar sei. Aller-
dings könnten die Entscheidungen des Ausschus-
ses großen diplomatischen Druck auf internatio-
naler Ebene erzeugen und ein Individualbeschwer-
deverfahren die öffentliche Aufmerksamkeit auf 
bestimmte Angelegenheiten lenken.  
 
Kurzinformation: Zugewanderte Menschen füh-
len sich mehrheitlich mit Deutschland verbunden  
Im Rahmen einer Kurzinformation hat der wissen-
schaftliche Stab des Sachverständigenrats (SVR) 
für Integration und Migration im August 2023 
über die Auswertung des SVR-Integrationsbaro-
meters informiert. Es zeige sich, dass sich Men-
schen mit Zuwanderungsgeschichte mehrheitlich 
in Deutschland zugehörig fühlen. Dabei habe sich 
erneut herausgestellt, dass erfolgreiche Integra-
tion insbesondere von der Aufenthaltsdauer ab-
hänge, da sich ein ausgeprägtes Zugehörigkeitsge-
fühl, emotionale Bindungen und interkulturelle 
Kontakte sowie das Erlernen der deutschen Spra-
che mit der Zeit entwickeln würden. Diskriminie-
rungserfahrungen hingegen könnten dazu führen, 
dass sich Personen von Deutschland abwenden 
und marginalisiert werden. 
 
Basisinformationen zum freiwilligen Engagement 
in sieben Sprachen 
Am 23.08.2023 hat der Informationsverbund Asyl 
und Migration seine Basisinformationen zum frei-
willigen Engagement (Stand: Juli 2023), die prakti-
sche Informationen für Ehrenamtlerinnen u.a. zu 
den Themen Pflichten und Standards des freiwilli-
gen Engagements (Rechtsdienstleistungsgesetz, 
Datenschutz, Selbstreflexion beim Engagement, 
Sorgfaltspflichten etc.), Versicherungsschutz und 
Entgelt im Rahmen ehrenamtlicher Tätigkeiten so-
wie dem Umgang mit Anfeindungen beinhalten, in 
sechs weiteren Sprachen (Arabisch, Englisch, Fran-
zösisch, Persisch, Russisch und Ukrainisch) veröf-
fentlicht. 

https://mediendienst-integration.de/migration/staatenlose.html
https://www.butenunbinnen.de/nachrichten/staatenlose-unklare-staatsangehoerigkeit-menschen-bremen-deutschland-100.html
https://www.hs-fulda.de/sozialwesen/forschung/sozialer-raum-sozialstrukturanalyse/chancen-aufenthaltsrecht
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Information/Information_Individualbeschwerden_WSK-Ausschuss.pdf
https://www.svr-migration.de/publikationen/barometer/integrationsbarometer-2022/
https://www.asyl.net/view/jetzt-in-sechs-sprachen-uebersetzt-basisinformationen-zum-freiwilligen-engagement
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Termine 

Dialogtagung, 05.09. - 06.09.2023, Institut für Kirche und Gesellschaft in Kooperation mit der Diakonie Rhein-
land-Westfalen-Lippe e. V., dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und der Ev. Akademie Villigst: „Zu-
rück in Villigst - globale Entwicklungen persönlich diskutieren“, am 05.09. von 09:30 – 06.09. um 16:00 Uhr in 
Schwerte. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Veranstaltung, 06.09.2023, Deutsch-Maghrebinische Gesellschaft e.V. in Zusammenarbeit mit der Volkshoch-
schule Bonn.: „Die missachteten Jugendlichen - Rassismuskritische Bildungsarbeit in Bad Godesberg “, 18:00 – 
19:30 Uhr in Bonn. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Seminar, 07.09. - 08.09.2023, Dachverband der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: „Umgang mit 
Traumatisierung durch Selbsthilfetechniken“, jeweils von 10:00 – 17:00 Uhr in Essen. Weitere Informationen 
und Anmeldung hier. 
 
Veranstaltung, 09.09.2023, Bündnis ‚Abschiebegefängnis verhindern - in Düsseldorf und überall‘.: „Vernet-
zungstreffen“, 13:00 – 17:00 Uhr in Düsseldorf. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Veranstaltung, 09.09.2023, Landesintegrationsrat NRW und NRW-Landtagsfraktion Bündnis 90/ Die Grünen.: 
„Modernisierung des Staatsangehörigkeitsgesetzes jetzt!“, ab 15:00 Uhr in Düsseldorf. Weitere Informatio-
nen und Anmeldung hier. 
 
Online-Austausch, 11.09.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Angebote für geflüchtete Frauen“, 17:00 – 18:30 Uhr. 
Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-AG, 12.09.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Umgang mit Ausländerbehörden“, 17:30 - 19:00 Uhr. Weitere In-
formationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Austausch, 20.09.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Abschiebungen“, 17:00 - 18:30 Uhr. Weitere Informatio-
nen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Mitgliederversammlung, 21.09.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Mitgliederversammlung des Flüchtlingsrats 
NRW“, 13:30 - 18:00 Uhr. Weitere Informationen folgen. 
 
Seminar, 21.09.2023, Dachverband der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: „Leichte Sprache“, 
10:00 – 17:00 Uhr in Essen. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Lesung, 25.09.2023, Bündnis ‚Abschiebegefängnis verhindern - in Düsseldorf und überall‘ in Kooperation mit 
dem Refugee Suport Project des AStA der Hochschule Düsseldorf: „Blackbox Abschiebung. Lesung und Diskus-
sion“, ab 19:00 Uhr in Düsseldorf. Weitere Informationen hier. 
 
Online-Seminar, 26.09.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Flüchtlingspolitik praktisch“, 17:00 - 18:30 Uhr. Weitere In-
formationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Kurzschulung, 27.09.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Inhaltliche Argumentation gegen Vorurteile über 
Flüchtlinge“, 17:00 - 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Podiumsdiskussion, 27.09.2023, Deutsch-Maghrebinische Gesellschaft e.V. in Zusammenarbeit mit der Evan-
gelischen Migrations- und Flüchtlingsarbeit Bonn.: „Demokratische Strömungen in Nordafrika - Die Rolle im 

https://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/dialogtagung-von-bundesamt-fuer-migration-und-fluechtlinge-kirche-und-diakonie-2023-09-05-093000-4123/
https://www.dmag-bonn.de/programm/
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/umgang-mit-traumatisierung-durch-selbsthilfetechniken
https://abschiebegefaengnis-verhindern.de/2023/offenes-buendnis-treffen-am-9-9-in-duesseldorf/
https://gruene-fraktion-nrw.de/wp-content/uploads/2023/08/230909_Modernisierung-StaG.pdf
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/11092023-online-austausch-angebote-fuer-gefluechtete-frauen.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/12092023-online-ag-umgang-mit-auslaenderbehoerden.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen.html
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/leichte-sprache
https://abschiebegefaengnis-verhindern.de/2023/blackbox-abschiebung-lesung-und-diskussion/
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/26092023-online-seminar-fluechtlingspolitik-praktisch.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/27092023-online-kurzschulung-inhaltliche-argumentation-gegen-vorurteile-ueber-fluechtlinge.html
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Ost-West-Konflikt - Bremse oder Antrieb?“, 18:00 - 21:00 Uhr in Bonn. Weitere Informationen und Anmel-
dung hier. 
 
Online-Austausch, 28.09.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Begegnungen schaffen“, 17:30 - 19:00 Uhr. Weitere In-
formationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Ehrenamtskongress, 07.10.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Wir zeigen Haltung! – Gemeinsam für die Rechte von 
Schutzsuchenden“, 10:00 – 16:30 Uhr in Dortmund. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat 
NRW. 
 
Veranstaltung, 20.10. - 22.10.2023, Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.: „Welche Ziele und Folgen hat die Migrations- 
und Asylpolitik der EU?“, vom 20.10. von 16:00  – 22.10. um 16:00 Uhr in Münster. Weitere Informationen und 
Anmeldung hier. 
 
Veranstaltung, 23.10.2023, Institut für Ökumenische Theologie der Evangelisch-Theologischen Fakultät der 
Universität Münster und der Evangelischen Akademie Villigst: „Für unsere und eure Freiheit. Ein Vortrag von 
Constantin Sigov“, 18:00 – 20:15 Uhr in Münster. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 

https://www.dmag-bonn.de/programm/
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/28092023-online-austausch-begegnungen-schaffen.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aktionen/EA-Kongress_FRNRW_Einladung_20231007.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aktionen/EA-Kongress_FRNRW_Einladung_20231007.pdf
https://www.fes.de/veranstaltungen/veranstaltungsdetail/264709
https://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/fuer-unsere-und-eure-freiheit-2023-10-23-180000-4163/

